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Basel, 10. Juni 2015 
 
Regierungsratsbeschluss vom 9. Juni 2015 
 
Beitritt zum Fakultativprotokoll vom 19. Dezember 2011 zum Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes vom 20. November 1989 betreffend ein Mitteilungsverfahren 
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Zustellung der Unterlagen im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens 
zu einem Beitritt zum Fakultativprotokoll vom 19. Dezember 2011 zum Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes vom 20. November 1989 betreffend ein Mitteilungsverfahren. 
 
Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt begrüsst die Ratifizierung dieses dritten Fakultativ-
protokolls zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes. Auch unterstützen wir die Absicht 
des Bundesrates, neben dem individuellen Mitteilungsverfahren auch die die beiden fakultativen 
Beschwerdeverfahren, das Untersuchungsverfahren und das Staatenbeschwerdeverfahren, an-
zuerkennen. Das Fakultativprotokoll ergänzt mit diesen Mitteilungsverfahren die Durchsetzungs-
mechanismen der Konvention und stärkt damit die Kinderrechte in der Praxis national und inter-
national.  
 
Mit der Kinderrechtskonvention rückt das Kind als Rechtssubjekt ins Zentrum. Diesen Paradig-
menwechsel hat der Kanton Basel-Stadt in der Totalrevision des kantonalen Gesetzes betreffend 
Förder- und Hilfeleistungen für Kinder und Jugendliche vom 10. Dezember 2014 aufgenommen. 
Der Regierungsrat begrüsst es, dass dieser Grundsatz mit der Möglichkeit einer Individualbe-
schwerde durch Kinder und Jugendliche auch verfahrensrechtlich bestärkt wird.  
 
Für die Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir Ihnen und grüssen Sie freundlich. 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

      

Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Regierungspräsident Staatsschreiberin 
 
(zusätzlich mit Mail an: dv.menschenrechte@eda.admin.ch) 


